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Einleitung

Die vorliegende Arbeit unternimmt den Versuch, einen Ausschnitt der Aktivi-
täten, die die Euro-Staaten seit 2010 zur Bewältigung ihrer Finanzierungsprobleme
unternommen haben, mit juristischen Methoden zu erschließen. Die komplexen und
vielschichtigen Vorgänge – schlagwortartig häufig als „Euro-Krise“ oder „Staats-
schuldenkrise“ bezeichnet1 – lassen sich allerdings keineswegs nur in rechtlichen
Kategorien erfassen, sondern können ebenso aus ökonomischer oder politischer
Perspektive betrachtet werden.2 Auf den ersten Blick scheinen die anderen beiden
Disziplinen im Umgang mit der Staatsschuldenkrise leistungsstärker. Insbesondere
lässt sich alleinmit rechtlichenMethoden nicht die grundlegende Frage beantworten,
ob der von den Euro-Staaten gewählte Weg, finanzielle Unterstützung unter der
Bedingung wirtschafts- und haushaltspolitischer Reformen zu gewähren, gegenüber
einem Austritt des betreffenden Euro-Staats aus der Währungsunion vorzugswürdig
ist. Stattdessen bilden ökonomischer Sachverstand und wirtschaftswissenschaftliche
Modelle die unverzichtbare Grundlage für die Entwicklung von Strategien zur Be-
wältigung der finanziellen und wirtschaftlichen Probleme der Euro-Staaten. Ge-
nauso wichtig ist aber politisches Durchsetzungsvermögen, gepaart mit einem ent-
sprechenden Kompass, der einerseits die Vorstellungen der Bürger ernst nimmt und
andererseits die Realisierbarkeit von Lösungsvorschlägen in den verschiedenen
Verhandlungsforen, die weit über den Währungsraum hinausreichen, im Auge be-
hält. Ökonomie und Politik scheinen daher in viel höherem Maße die Inhalte der
gefunden Lösungen zu beeinflussen als das Recht. Nicht zufällig ist aufgrund der
Geschehnisse der letzten Jahre von vielen Seiten beklagt worden, dass der Ver-

1 Mit Überlegungen zumKrisenbegriff und seiner Funktion als analytischer Kategorie leitet
F. Schorkopf seinen Bericht auf der Jahrestagung 2011 in Münster ein: F. Schorkopf, Finanz-
krisen als Herausforderung der internationalen, europäischen und nationalen Rechtsetzung, in:
VVDStRL (71) 2011, (1–8)mit zahlreichenweiterenNachweisen. Speziell zur Einordnung der
Entwicklungen auf den Finanzmärkten seit 2007 als Krise auch K. Dyson, Krise? Welche
Krise? Wessen Krise?, in: APuZ (43) 2010, 19 (20 ff.).

2 Für die ökonomische Perspektive kann etwa auf das Jahresgutachten des Sachverstän-
digenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung aus dem Jahr 2011
verwiesen werden, Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung, Verantwortung für Europa wahrnehmen (2011), dort insbesondere das dritte Kapitel.
Aus finanzwissenschaftlicher Sicht siehe nur C. B. Blankart, Öffentliche Finanzen in der
Demokratie, 8. Aufl. (2011), S. 668 ff. Zudem sind die Beiträge von H.–W. Sinn zu nennen:
H.–W. Sinn, Die Bedeutung des Gewährleistungsgesetzes für Deutschland und Europa, in: ifo
Schnelldienst (Sonderausgabe zu Heft 10) 2010, 3 (4 ff.); H.–W. Sinn, Rescuing Europe, in:
CESifo Forum Special Issue (11) 2010, 1 (passim). Ein prominentes Beispiel für die Aus-
einandersetzung mit den Geschehnissen aus politisch-philosophischer Perspektive ist J. Ha-
bermas, Zur Verfassung Europas (2011), S. 39 ff.



bindlichkeitsanspruch des Rechts stark unter ökonomischen und politischen
Zwängen gelitten habe.3

Gleichwohl leistet auch das Recht einen wichtigen Beitrag zum Umgang mit der
Staatsschuldenkrise. Es stellt die Instrumente, vom einfachen Vertrag bis zur
komplexen Kapitalgesellschaft, zur Verfügung, um die nach ökonomischen und
politischen Maßstäben gefundenen Lösungen festzuhalten und umzusetzen. Diese
Instrumente sind eingebettet in ein juristisches Umfeld, zu dem etwa Auslegungs-
regeln gehören, die fein danach differenzieren, ob es sich um hoheitliche Hand-
lungsformen oder Verträge nach englischem Recht oder nach Völkerrecht handelt,
das aber auchRegelungen über dieOrgane in juristischen Personen umfasst. Dadurch
steht bereits eine grobe Struktur zur Verfügung, mit deren Hilfe die verschiedenen
beteiligten Interessen koordiniert werden können. Dass im Umgang mit der
Staatsschuldenkrise höchst unterschiedliche Handlungsformen, die zudem ver-
schiedenen Rechtsordnungen unterliegen, zum Einsatz gekommen sind, führt be-
sonders deutlich vor Augen, wie sehr sich die rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten
durch die europäische Integration auch für die Staaten erweitert haben.4

Ferner zeigt das Recht Grenzen auf, die auch unter Hinweis auf vermeintliche
ökonomische oder politische Zwänge nicht überschritten werden dürfen.5 Die Ein-
haltung dieser Grenzen ist kein Selbstzweck. Soweit sie in nationalen Verfassungen
oder dem europäischen Primärrecht niedergelegt sind, spiegeln sie idealerweise
einen breiten gesellschaftlichen Konsens über die Befugnisse der Staaten und der
Europäischen Union wider. Sie sind ihrerseits von einer ökonomischen und politi-
schen Rationalität unterfüttert und sind häufig die Lehren aus historischen Erfah-

3 Etwa P. Kirchhof, Der deutsche Staat im Prozess der europäischen Integration, in:
J. Isensee/P. Kirchhof (Hrsg.), HStR X, 3. Aufl. (2012), § 214 Rn. 76 ff.; E.-W. Böckenförde,
Kennt die europäischeNot keinGebot?, in: NZZv. 21.6. 2010, 33;H. Kube/E. Reimer, Grenzen
des Europäischen Stabilisierungsmechanismus, in: NJW 2010, 1911 (1916); andeutungsweise
auch P.-C. Müller-Graff, Einander ausgeliefert auf Gedeih und Verderb, in: FAZ v. 20.5. 2010,
8. Starken Widerhall hat insofern die Aussage des französischen Europaministers P. Lellouche
in einem Interview in der Financial Times v. 28.5.2010 gefunden, dass man de facto die eu-
ropäischen Verträge geändert habe.

4 So beruhen die bilateralen Darlehen zwischen den Euro-Staaten undGriechenland ebenso
wie die EFSF-Rahmenvereinbarung auf Verträgen, die englischem Recht unterliegen. Gerade
bei der Gestaltung der Darlehensvereinbarung mit Griechenland und der zugehörigen Gläu-
bigervereinbarung zwischen den Euro-Staaten konnte auf die im englischen Bankrecht häufig
verwendeten Formularverträge für Konsortialkredite zurückgegriffen werden.Weiterhin wurde
zur Bündelung und Koordination der Finanzkraft der Euro-Staaten eine Société Anonyme nach
luxemburgischem Recht gegründet und der dauerhafte Europäische Stabilitätsmechanismus in
die Hände einer völkerrechtlichen internationalen Organisation gegeben. Hinzu kommen noch
die unionsrechtlichen Handlungsformen, namentlich Beschlüsse im Defizitverfahren und die
Verordnung zur Errichtung eines Europäischen Finanzstabilisierungsmechanismus.

5 Siehe den Hinweis bei W. Durner, Verfassungsbindung deutscher Europapolitik, in:
J. Isensee/P. Kirchhof (Hrsg.), HStR X, 3. Aufl. (2012), § 216 Rn. 2: „[…] dürfte in keinem
anderen Mitgliedstaat der Union die Vorstellung derart ausgeprägt sein wie in Deutschland, die
maßgeblichen Vorgaben und Grenzen der Europapolitik seien im Kern durch Verfassungsrecht
vorgegeben oder ließen sich mit den Mitteln des Rechts bändigen.“
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rungen. Ihre Einhaltung und, in einem übergeordneten Sinne, die Achtung des
Verbindlichkeitsanspruchs des Rechts müssen daher in einer Union, die Rechts-
staatlichkeit zu ihren grundlegenden Werten zählt und ihren Bürgern und Bürge-
rinnen einen Raum des Rechts bieten will, ebenso verteidigt werden wie in der der
Rechtsstaatlichkeit grundgesetzlich verpflichteten Bundesrepublik Deutschland.

Um diesen Funktionen des Rechts gerecht zu werden, ist zunächst einmal die
Kenntnis sowohl von den Grundlagen und Inhalten der gewählten rechtlichen
Handlungsformen als auch von den einzuhaltenden höherrangigen Rechtsmaßstäben
notwendig. Beides ist mit Schwierigkeiten verbunden. Im Umgang mit der Staats-
schuldenkrise haben die Euro-Staaten Rechtsakte in hoher Frequenz erlassen und
geändert; dies in verschiedenen Sprachen und nicht immer mit einem wünschens-
werten Maß an Öffentlichkeit. Die Vorgaben des Grundgesetzes wie auch des pri-
mären Unionsrechts zeichnen sich wiederum durch einen hohen Abstraktionsgrad
aus, der es jenseits einer gefestigten Rechtsprechung oder rechtswissenschaftlichen
Erschließung erschwert, eindeutige und konkrete Aussagen zweifelsfrei abzuleiten.6

Die vorliegende Arbeit soll daher zur Bewältigung dieser skizzierten Probleme im
juristischen Umgang mit der Staatsschuldenkrise beitragen. Denn selbst in der Krise
können weder Ökonomie noch Politik es sich leisten, das Recht zu ignorieren.

6 Überdies steht gerade die Auslegung unbestimmter Verfassungsbegriffe in hohem Maße
unter dem Einfluss ökonomischer Theorien, dazuW. Höfling, Staatsschuldenrecht (1993), S. 4.
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